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Einhalt dem Absinken der Kaufkraft!
Gewerkschaftsausschuß verlangt in seinerGesamtheit schnellste Regelung

Die weitere verheerende Preisen*wicklung und der damit verbunden« unerträg¬

lich werdende Druck auf den Lebensstandard der Schaffenden sowie der Rentner

und Pensionäre, hat den Gewerkschaftsausschuß der Einheitsgewerkschaft am 7. Mflr*

erneut auf den Plan gerufen. Der Verlauf der Sitzung zeigte, daß der Gewerk-

schaftsausschuß in seiner Gesamtheit vom festen Willen getragen ist, die Interessen

der schaffenden Menschen an der Saar mit allein Nachdruck wahrzunehmen.

Zu Beginn der'Sitzung gedachte der Präsi¬

dent der Einheitsgewerkschaft Kollege W acker

in ehrenden Worten des verstorbenen 1. Vorsit¬
zenden des Deutschen Gewtrkschaftsbundes, Dr.
h. c. Hans Bockler. an dessen Sarg die Delegation

der Einheitsgewerkschaft einen Kranz mederge¬

legt hatte. Das Gedenken an den Verstorbenen
bedeutete gleichzeitig das feste Gelöbnis, nach

dessen großem Vorbild stets alle Kraft für die

Interessen der schaffenden Menschen einzu-
setzen.
Iin Mittelpunkt der Sitzung des Gewerk-

schaftsausschusses stand eine lebhafte Diskus¬

sion flber die unerträgliche Steigerung der Prei¬

se, besonders der wirbligsten Gegenstände der
Lebenshaltung. Vom Gewerkschaftsausschuß
wurde eindeutig der ludpimkt vertreten, daß

ein weitere* Absinken der Kaufkraft der Arbeit¬
nehmerschaft unter keinen Umständen hinge¬

nommen werden könne. V oi\ seiten des Präsi¬

denten wurde darauf hingewiesen, daß die Ein¬
heitsgewerkschaft schon immer warnend au,

diese unheilvolle Entwicklung aufmerksam ge¬

macht habe, zuletzt in einem Schreiben desLan-
desvorgtahdes an den Ministerpräsidenten. Der
Gewerkschaftsausschuß war sich einstimmig
darüber im klaren, daß, solange eine Erhöhung
der Lohne und Gehälter gefordert werdet» müs¬

se. als es nicht gelänge, dem steten Steigen der
Preise wirksam Einhalt zu gebieten. Wenn laut
Mitteilung des statistischen Amtes die Indexzah¬
len der gesamten Lebenshaltungskosten seit Be¬

ginn des Jahres eine Steigerung von 4,8 O/o er¬

fahren hätten, so sei die Forderung nach einer
allgemeinen Lohnerhöhung um so mehr berech¬

tigt, als die Lebenshaltungskosten auf einer
Grundlage errechnet würden, die den derzeiti¬
gen Verhältnissen keineswegs angepaßt sei. Aber
selbst nach dieser Berechnungsmethode lägen
die Lebenshaltungskosten 1951 um etwa ein
Drittel höher als 1948, einem Zeitpunkt, zu

dem von einer Alormalisierung der Kaufkraft
noch in keiner W eise die Rede sein konnte. Der
Gewerkschaftsausschuß brachte eindeutig zum
Ausdruck, daß es nicht anginge, die Lasten der
Aufrüstung als Folge der Lage in Korea ein¬
seitig auf die ohnehin in ihrer Kaufkraft schon
geschmälerte Arbeitnehmerschaft abzuwälzen.
Maßnahmen der Regierung gegenüber der Preis¬
steigerung seien bis heute erfolglos geblieben

und müßten solang« erfolglos bleiben, als den
kapitalistischen Kreisen nicht durch eine stark«
Hand in ihrem maßlosen Profitstreben Einhalt
geboten werde. Einsicht von diesen Kreisen zu

erwarten, sei fehl am Platze. Es läge also bei
den Gewerkschaften, das Gegengewicht zu

schaffen, daä in der Lage sei, die gesamte wirt¬
schaftliche Entwicklung im Sinne der Arbeit¬
nehmerschaft zu beeinflussen. In all den Wirr¬
nissen der Gegenwart könne eine friedliche Ent¬
wicklung nur dann erwartet werden, wenn zu¬

erst durch Gewährleistung einer gesunden Le¬
benshaltung der breiten Masse der soziale Friede
erhalten bliebe. In der augenblicklichen Situa¬
tion bliebe den Gewerkschaften nichts anderes
übrig, als mit aller Entschiedenheit für eine
Erhöhung der Löhne und Gehälter einzutreten.
Berichte, die von Vertretern der einzelnen

Industrie* erbände über den Stand der Lohnbe-

Unter Beteiligung von 68 Delegierten und
10 Gast-Delegierten und mehreren Auslandsver¬
tretungen hielt der Industrieverband „Graphik“
am 11. 3. 1951 seinen 4. ordentlichen Ver¬
bandstag ab. Der 1. Vorsitzende und Geschäfts¬
führer des Verbandes, Kollege Stork, behandelte
im Geschäftsbericht alle Vorkommnisse während
der Berichtsperiode, stellte dis Erfolge des
Verbandes heraus und gab richtungsweisend«
Winke für die Zukunft. Der Kassenbericht
weist, trotz den hohen Unterstützungsausgaben,
ein sehr zufriedenstellendes Ergebnis auf. In
der Diskussion zum Geschäfts- und Kassenbe¬
richt, di« von mehreren Delegierten im posi¬
tiven Sinne geführt wurde, kam der Dank und
di« Anerkennung für die in der abgelaufenen
Periode geleistete Arbeit zum Ausdruck. Ein¬
stimmig wurde dem Vorstand Entlastung erteilt.
Unter dem Punkt „Tarifliches“ wurde insbe¬
sondere der neu abgeschlossene Manteltarif be¬

handelt. Derselbe weist, gegenüber dem alten
Tarif, ganz wesentliche Verbesserungen auf.
Der Frage betr. die Ausbildung unseres Nach¬
wuchses wurde nach einem Referat des Jugutd-
leiters, Kollege Willi Lauer, besonders Auf¬

legung gegeben wurden, gaben klar an e>ken¬
nen, daß zwar Notuinalfohnerböhuiigaa ln ds«r

Vergangenheit erreicht werdest konnten, diese
aber ia keinem Verhältnis zum Anstieg der
Preise stehen. Den Industrieverbinden wurde
aufgegeben, in ihren Lohnforderungen nicht
locker zu lassen, wobei sich der Gewerkschafte-
ausschutt bereit erklärte, hinter diese Lohnfor¬
derungen stets die Kraft der gesamten Einheits¬
gewerkschaft zu stellen.
Nicht zuletzt war auch dis Lohnbewegung im

öffentlichen Dienst Gegenstand einer von gro¬
ßem Verantwortungsbewnßtsein getragenen Dis¬
kussion. Der Tenor der abgegebenen Erklärun¬
gen lief darauf hinaus, daß den Kollegen im öf¬
fentlichen Dienst von der gesamten Einheits¬
gewerkschaft in ihrem Kampf das Rückgrat
gestärkt werden müsse. (Ueber die Lohnver-
handlungen im öffentlichen Dienst siehe an an¬
derer Stelle dieses Blattes.)
Ein weiterer Punkt der Tagesordnung war

die Gestaltung de« 1. Mai 1951. Um dem Wil¬
len auch der örtlichen Organisationen der Ein¬
heitsgewerkschaft Rechnung zu tragen, wurde
beschlossen, in einer Besprechung mit Vertre¬
tern der Ortsausschüsse am Freitag, dem 16.
März 1951, 15.00 Uhr, im Hause Brsuer-
straße, Fühlung zu nehmen. Nach dieser Sit¬
zung wird der Gewerkschaftsausschuß umge¬
hend genau Richtlinien über Art und Durchfüh¬
rung der Maiveranstaltungen heransgeben.

meiksamkeit geschenkt und verschieden« Be¬
schlüsse gefaßt, dis die noch begehenden Män¬
gel beheben sollen. Die Neuregelung der Bei¬
trags- und Unterstützungssätze wurde einmü¬
tig beschlossen. Dadurch ist der Verband ia
der Lage, besonders unsern Invaliden, bedeu¬
tend erhöhte Unterstützungssätze au gewähren.
Ein Antrag der Ortsverwaltung Saariouis, der
gegen die polizeiliche Ueberwachung der Ge¬
werkschaftsversammlungen protestiert, wurde
einstimmig angenommen. Ebenso fand ein An¬
trag, der verlangt, daß dis in der Knapp¬
schaftsversicherung durchgeführten Neuerungen
in Bezug auf die Witwenrente auch für dis
Invalidenversicherung Übernommen wird, ein¬
stimmige Annahme. Bei der Neuwahl des Vor¬
standes wurde der alte Vorstand unter Hxnzu-
wahl von zwei weiteren Mitgliedern einstimmig
wiedergewählt. Dis 8-stüudigs Tagung fencT
ihren einmütigen Abschluß mit dem Gelöbni*
aller Delegierten auch in dsr kommenden Peri¬
ode alles daran za setezn, daß dis gewerb-
schaftliche Einheit und Geschlossenheit «rbal't
ten bleibt und in vereintem Kampf weitem
Erfolgs errungen werden.

Die Neuregelung
Im öffentlichen Dienst

Dis Verhandlungen um Lohn- und Gehalts*
«rhöhungen im Oeffentlichen Dien* führten
nach langwierig«, Beratung«, jetzt n einem
Ergebnis, und zwar erstreckt sieh dis erzielt*
Erhöhung für Beamte und Angestellte auf aff
Prozent des Grundgehalts bzw. der Grnndver-
gütung. Dieser Prozentsatz ergibt eins tatsächJ
iche Erhöhung de« jetzigen Einkommen« URS
knapp 15 Prozent.

Die Schwierigkeiten waren vor allem darauf
zurilckzuführen, daß das Tarifvertragsrecht für
den Oeffentlichen Dienst keine Gültigkeit hat.'
Bei ergebnislosem Verlauf von Lohn-“ und Ge*
haltsverhandlungen kann keine unparteiische
Schlichterstolle angerufen werden, um .einen
Spruch zu erwirken.

Sehr schwierig gestalteten sich die Verhand¬
lungen für die Arbeiter dos Oeffentlichen
Dienstes. Die Verhandlungen mußten mit äu¬
ßerster Hartnäckigkeit und Umsicht von Go-
werkschaftsseits geführt werden. Die den Ar¬
beitern im Vorjahre gewährten zweimaligen Er¬
höhungen werden längst durch die unaufhör¬
liche Teuerung weit überholt. Dementsprechend
bauten sich die neuen Forderungen auf. Dis
jetzt für die Arbeiter «Adelte vorläufige Rege¬
lung sieht eine neue Lohnerhöhung von ea. 9
Prozent vor.

Die Arbeitnehmervertreter hahen dem ge¬
nannten Ergebnis deshalb als vorläufige Re¬
gelung zugestimmt, damit die Arbeiter und
deren Familien infolge dsr drückenden Teue¬
rung rasch in den Besitz der Erhöhung und der
entsprechenden Nachzahlungen kommen, beson¬
ders angesichts der bevorstehenden Ostertag ■.

Die neue Lohnregelung gilt ab 1. L 1911,'
Weitere Verhandlungen mit dem Ziel der

Angleichung an die gestiegenen Lebenshaltungs¬
kosten werden gleichlaufend mit den Verhand¬
lungen anderer Berufsgruppen alsbald nach de«
Feiertagen erfolgen.

Ausgestaltung der Heimabende
durch Filmvorführungen

Aufgrund von Verhandlungen mit de* st iat*
liehen Bildstelle sind wir in der La$ä, die
Gruppenabende der einzelnen Ortsjugendgrup-
pen duroh Vorführung von Filmen und Licht-
büdreihen auszugestalten.
Wir bitten dis Jugendgrupemt um baldig»

Nachricht, wann und wo ai» derartige FUm-
bezw. Lichtbildvorführnngen veranstalte« wol-
len.
Dis Nachrichten mögen an das Jugeudsokretsi

riat dsr Einheitsgewerkschaft, Saarbrücken 8»
Rrauerstraße 6—8, r.. Hd. ftndi Blaß, gerichtet
werden.

4. Vecßandstag. des JMdustciesVecfkutdes „GRAPHIK"
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Der Rechtsbeistand der Gewerkschaft
Die Leistungen der Keehtxabteilung — rund 19 Mill. Barerfolgt

Das die bürgerlichen Rechtsverhältnisse re¬

gelnde Gesetzbuch, das BGB. trat bekanntlich
am 1. Januar des Iahre3 1990 in Kraft. Ueber-
prüft man dieses heute auch bei uns noch Gül¬
tigkeit habende Bürgerliche Gesetzbuch; so
kommt jeder unvoreingenommen zu der «Auf¬
fassung. daß das Recht des abhängigen Lohn¬
arbeiters in den wenigen Paragraphen, die ihm
darin gewidmet wurden, zu kurz gekommen
ist. Immerhin sind sie als die Vorläufer des

heutigen Arbeitsrechts zu betrachten.
Im Verlauf der steten Industrialisierung in

den letzten Jahrzehnten machte sich der man¬
gelnde Schutz des Arbeiters besonders stark
bemerkbar. Nach und nach kristallisierten sich
die Forderungen der Gewerkschaften auf die
Schaffung eines besonderen Arbeitsrechts, je¬

nes Rechts, das wir heute als das moderne Ar¬
beitsrecht kennen. Es ist nicht nur im BGB.

in der Gewerbeordnung und im Handelsge¬
setzbuch, sondern noch in zahlreichen ande¬

ren Gesetzen und Verordnungen enthalten, so

daß es das Bestreben der Gewerkschaften ist.
nach der Zusammenfassung der gesamten ar-
beitsrechtlichen Vorschriften zu trachten.
Wie notwendig die arbritsrechtliche Betreu¬

ung des schaffenden Menschen bei der heu¬

tigen Wirtschaftsform ist, zeigen die vielen
und sich steigernden Anfragen, die bei der
von der Einheitsgewerkschaft eingerichteten
Recht'vflhteilung lägfich eingehen. Täglich wer¬
den dort zahlreiche Auskünfte erteilt, Arbeit¬
nehmer beraten und bei den Arbeitsgerichten
die anfallenden Prozesse dnrrhgeführt. Mit der
Zeit wurde die Rechtsberatung und die Ge¬
währung von Rechtsbeistand eine »ehr wesent¬
liche Arbeit, die von der Gewerkschaft bewäl¬
tigt werden muß.
Die von der ReehtsabteiRing der Einheits¬

gewerkschaft geleistete Arbeit war im Jahre
1950 «ehr umfangreich. Es wurden allein auf
dem Gebiet de« Arbeifsrerhts etwa 9—009
mündliche Auskünfte erteilt und viele Hun¬
derte Gerichtstermine wahrgenommen. Die An¬
zahl der anhängig gemachten Prozess«, rund
865 Verfahren, und der erzieltrn Ergebnisse
beweisen, daß die mühselige Arbeit von Er¬
folg gekrönt war.
Durch die Unterstüzufig der Einheitsgewerk¬

schaft wurden rd. 780 Prozesse erfolgreieh ab¬
geschlossen, wobei ein Barerfolg von rund
19 Millionen Frs. erreicht wurde. Bei

diesen Verfahren handelte «9 sich vornehm¬
lich um Vergleiche. Die übrigen Verfahren wur¬

den vielfach durch Klagcrücknehmen abge¬

schlossen. Diese teilweise aussichtslosen For¬

derungen wurden im Interesse der Kostener¬

sparnis nicht mehr durchgefübrt. Ein weite¬

rer Teil der Verfahren konnte ebenfalls durch
Klagerücknahme erledigt werden, nachdem

zwischen den Parteien eine außergerichtliche
Einigung zustande kam. Die Zahl der ver¬

lorenen Verfahren ist verschwindend gering.
Aus obigen Zahlen ist deutlich und hand¬

greiflich festzustellen, welch enormen Erfolg«
für di« Arbeitnehmer, die die Gewerkschaft

um Schutz und IntressenVertretung angehen,

allein im Laufe eines einzigen Jahres zu ver¬

zeichnen sind. Die für die Arbeitnehmer her¬

ausgeholten Millionenbeträge und die Ver¬

fechtung des Rechtsstandpunktea und die Er¬

ringung des Rechts in so vielen Fällen haben

eine viel größere Bedeutung, als gemeinhin

nach außen in Erscheinung tritt. _GD"

Lohn- und Gehaltserhöhung bei V&B
Ende Februar führten Vertreter der Ge¬

werkschaften mit der Generaldirektion der
Firma ViUeroy & Boch Verhandlungen, die

rum Abschluß eines Manteltarifvertrages führ¬

ten. Darnach werden die Löhne und Gehälter
wegen der anhaltenden Teuerung mit Wir¬
kung vom 1. März 1951 um 10 o/o erhöht.
Die Verrechnung der Erhöhung erfolgt auf die
Effektivlöhne *om 28. Februar 1951. Der
Manteltarifvertrag tritt ab 1. März für die

Dauer eine» Jahres in Kraft. Eine Einigung
über die Bezahlung von Zuschlägen für Sonn-

und Feiertagsarbeit konnte nicht erzielt wer¬

den, sodaß es diesbezüglich bei der bisheri¬

gen betrieblichen Regelung bleibt. Wie ver¬

lautet, sollen die Verhandlungen über die Zu¬

lagen in absehbarer Zeit wiederaufgenommen

werden,
Ueber die Gewährung der einmaligen Teu- "

rungszulage konnte eine Einigung erzielt wer¬

den, wonach sie nun endgültig als solche gilt CtpSA
und nicht verrechnet wird. wAÄHJfnllo

weiteren Artikel einen Schritt weiter und gab der

Hoffnung Ausdruck, daß der Direktor mit uns

einig gehen und die Verrechnung nach der Durch¬

führung der endgültigen Lohnerhöhung ver¬

meiden möge. Erfreulich ist nun die Tatsache,

daß dem Wunsche entsprochen wurde und die

Zulage den Arbeitnehmern als Wirtschaftsbei¬

hilfe erhalten bleibt. Diese Einigung ist zwei¬

fellos als ein Entgegenkommen der Firma zu

werten. Das darf uns allerdings nicht daran

hindern, festzustellen, daß in Bezug auf di«

Löhn« der Arbeit* bei V. * B. immer noeh

Wünsche offen bleiben. Es bleibt nach wie

vor das Bestreben der Einheitsgewerkschaft,

I. V. Fabrikarbeiter, die Löhne, gemessen an

der Nähe von Budapest forderte da« Leben von
kriegsstand heranznfflhren. r GD *

Mit diesem letzten Punkt befaßte sich sei¬

nerzeit „Die Arbeit“ eingehend im Sinne der

fleißig arbeitenden Arbeitnehmer dieses Be¬

triebes, zumal nach Erhalt der Zulage im Be¬

trieb selbst die Meinung plötzlich vertreten
wurde, daß die Zulage am nächsten Zahltag
wieder einbchalten werden sollte. Im Anschluß

au die Artikelserie, erklärte dl« Generaldirek¬

tion sofort, daß das nicht beabsichtigt »ei,

sondern es »ei vorgesehen, die Verrechnung
erat bei der kommenden Lohnerhöhung vor-
zunehmen. „Die Arbeit“ Nr. 24 ging in einem

P. R. Es heißt, daß jed« Sekunde ein Chine««

geboren wird. Trotz hoher Sterblichkeit nimmt
die chinesische Bevölkerung, noch ni«hr die ja¬

panische, rasch zu. — Die GesamtbeVölkerung

der Erde hat die 2000-Millionen-Grenz« über¬

schritten. In jeder Minute sterbsn etwa* Über

drei Menschen, und es werden fast vier In je¬

der Sekunde geboren.

P. U„ Ensdorf. Die Grubenjyitastrophe i«

der Nähe von Budapest fordert das Leben von

8 t Kumpels. 14 Bergleute konnten gerettet wer¬

den. Die Ursache der Explosion wurde nicht
beksnntgegeben.

Fahrten nach Deutschland
Aufgrund eines Sohreiben* de* InteriiatiuMJ,

len Rundes Freier Gewerkschaften bitten
sämtliche Ortsjugendgruppen und auch Einzel¬
wanderer unserer Organisation da* Jugendae-
kretariat der E. G. rechtzeitig genug vor den»

Abreisetermin zu verständigen, da wir ver¬
schiedene Möglichkeiten hineichtlltah der Fahrt-
und Verpflegungskoeten, sowie Unterbringung
in der Deutschen Bundesrepublik auanutzen
können. Sobald dis Antwort des Deutschen Ge-;
werkschaftsbundes vorliegt, werden di« Jugend¬
gruppen in einem Rundschreiben über die Ab¬

machungen genauesten» unterrichtet.

Hintergründige Anweisungen
In einer von der Zentrale der Kominfcunj

über die KP-Zentrale Frankfurt a. M. der KP5
zugegSngenen Anweisung heißt esc

„Ab sofort haben sioh dl« FDJ-Mitglicicr
und KP-Mitglieder einziwchalten bei der Bil¬

dung von Jugendgruppen der Einheitogeweflc-
schaft. E» ist unbedingt darauf Wert zu legen,

daß di» FDJ- und KP-Mitglieder in den Vor¬

ständen dieser Jugendgruppen führende Funk¬

tionen erhalten. Im ersten Halbjahr de» Be¬

stehens der gebildeten Jugendgruppen haben

sich die FDJ- und KP-Mitglieder strengstens

an die Richtlinien der Gewerkschaft zu halten.
Während dieser Zeit „legaler und loyaler“ fiur-

beit haben sich die FDJler und KPler eine ge¬

nügende Anzahl von „Freunden“ um sich zu
scharen, die dann in der Folgezeit die Arbeit
der Gewerkschaftsleitung durch Kritik und Op¬
position unterminieren sollen. Durch diese

Tätigkeit soll erreicht werden, daß in Zukunft
die Gewerkschaftsleitung durch die Kräfte an

der „Basis“ und iü der „Masse der Arbeifer-
schaft“ gezwungen wird, di« Richtlinien de*
Kominformzentrale Frankfurt zur Durchfüh¬

rung zu bringen.“

Ueber ein« solche Anweisung braucht mau

nicht weiter erstaunt zu sein. Was in der Ak¬

tion erwähnt wird, lag schon immer auf der

bekannten Linie. Schon »eit Jahr und Tag wird
versucht, mit »olchen und Ähnlichen Methoden

für eigene Ziele auf allen nur möglichen We¬

gen Vorteile herauszuholen. Mit solchen Plänen

und Machenschaften hat man sich hier wie

anderwärt» auseinanderzusetzen. In Verfolg
der bisherigen Auseinandersetzungen wur¬

den gewisse Erscheinungen geändert und abge-

stellt. Man wird auch dieser angekfludigten
gewerkschaftssohädigenden Tätigkeit entsnre-'

ehend zu begegnen wissen.

Wichtig lum
Thema Gewerksdiaftssendungenf
l)ie Rundfunk*orträge der Einheitsgewerk¬

schaft falten infolge von Mißverständntüscu,

die zwischen Radio Saarbrücken und der Ein¬

heitsgewerkschaft aufgetreten sind, vorläufig

aus. Wir hoffen jedoch, daß alsbald eine Ei¬

nigung erzielt werden kann, Bis dahin emp¬

fehlen wir den Gewerkschaftsmitgliedern und

ihren Familien den auf Seite 5 genannten Ge-

werkschaftssendungrn ans dem Bundesgebiet Ihr«

besondere Aufmerksamkeit zu schenk«»*


